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Tages -SpiegelDie Lausanne: Konferenz eröffnet
Macdonald Präsident der Konferenz— Morgen Rede des Reichskanzlers

Voraussichtlich nur kurze Konferenzdauer
TU . Lausanne,  18 . Jnni . Die Lausanner Tribntkon-

ferenz hat am Mittwoch « m 17^ Uhr mit einer Vorbespre¬
chung» an der Reichskanzler von Popen , Außenminister von
Neurath » Macdonald , Herriot , Grandi , der belgische Mini¬
sterpräsident Renkin und - er japanische Botschafter in Rom,
Aoshiba, teilnahmen , begonnen.

Nach amtlicher Mitteilung nehmen an der Lausanner
Konferenz 18 Mächte teil, und zwar : Deutschland, Eng¬
land, Frankreich, Italien , Belgien, Japan , Rumänien , Tsche¬
choslowakei, Südslawien , Ungarn , Griechenland, Polen , Por¬
tugal , Kanada, Australien , Neuseeland, Südafrika und Bul¬
garien. Die österreichische Regierung ist nicht eingeladen, - a
auf der Haager Konferenz bereits die österreichischen Repa¬
rationen endgültig geregelt worden sind. Die Sitzungen der
Konferenz finden in dem altertümlichen Chateau d'Ouchy
statt. Macdonald ist als Präsident der Konferenz ausersehen.
Er wirb in der heutigen Eröffnungssitzung offiziell gewählt
werden. Allgemein rechnet man mit einer 14tägigeN Dauer
der Konferenz.

Aus maßgebenden französischen  Kreisen verlautet,
Herriot und Macdonald  seien übereingekommen, der
Lausanner Konferenz vorzuschlagen, im Anschluß an diese
Konferenz oder einige Wochen darnach in Lausanne eine
gesamteuropäische Wirtschaftskonferenz  ab¬
zuhalten, in der die gesamteuropäischenHandels- und wirt¬
schaftspolitischen Fragen , besonders die Fragen der Zollher-
absehung und der Währnngsangleichung, erörtert werden
sollen.

Ferner wird mitgeteilt, zwischen Herriot und Macdonald
sei vereinbart worden, der Lausanner Konferenz Verlän¬
gerung des Lributmoratoriüms ans b Mo¬
nate  vorzuschlagen, da bis zum 1. Juli , dem Tage des Ab¬
laufs des Hooverzahlungsaufschubs, eine endgültige Rege¬
lung der gesamten interalliierten und Reparationsfragcn
nicht zu erwarten sei.

Deutsche Ministererklärungen in Lausanne.
Die verantwortlichen deutschen Minister aus - er Lau¬

sanner Konferenz haben gestern vor der deutschen Presse
folgende Erklärungen abgegeben: Reichskanzler von Po¬
pen erklärte, die auf der Konferenz zur Verhandlung ge¬
langenden Probleme seien ihm nicht fremd. Die deutsche
Regierung werde selbstverständlichnrit der gleichen Festig¬
keit wie ihre Vorgängerin die nationalen Notwen¬
digkeiten vertreten.  Es handle sich jetzt nicht nur
um die Frage , einen endgültigen Strich unter das Repara¬
tionsproblem zu ziehen, vielmehr müßte dieses Problem in
seiner ganzen Tragweite , sowie die Gesamtlage, in der sich
das gesamte Europa heute befinde, mit den übrigen Staats¬
männern vertrauensvoll behandelt werden. Die gesamte
Oeffentlichkeit erwarte honte von den Staatsmännern Ta-

t en Die gegenwärtige, außerordentlich ernste Lage vertrage
es nicht mehr, daß diese Konferenz nur mit Versprechungen
und Zusicherungen ende. Die Aufgabe dieser Konferenz sei,
einen endgültigen Auftrieb für Deutschland
und damit für bas gesamte Europa zu finden.

Die ersten Vorbesprechungen der einladenden Mächte
seien planmäßig und zufriedenstellend verlaufen . An die
Eröffnungssitzung würben sich zunächst private Besprechun¬
gen mit den übrigen Staatsmännern anschließen. Am Frei¬
tag werde er sodann in der ersten Sitzung der Konferenz
als Vertreter Deutschlands den Standpunkt der deutschen
Regierung zu den in Frage kommenden Problemen dar¬
legen. Ueber die Lebensfragen, die zur Erörterung ans der
Konferenz stehen, bestehe in Deutschland keinerlei Mei¬
nungsverschiedenheit.  Es könne hierin nur eine
einzig« Meinung geben.

Reichsaußenminrster Freiherr von Neurath  wies dar¬
aus hin, daß die Abordnung Deutschlands auf der Konfe¬
renz selbstverständlich versuchen werde, dem nationalen In¬
teresse Deutschlands gerecht zu werden. Ueber die Methoden
könne vorläufig nichts gesagt werden. Der optimistische Ton
der ausländischen Presse entspreche in keiner Weise der tat¬
sächlich ernsten Lage. Wenn auch die Erkenntnis von der
Unmöglichkeit weiterer Reparationszah¬
lungen  Deutschlands allgemein durchgedrungen sei, sei es
jedoch noch ein weiter Schritt bis zu deren offizieller An¬
erkennung. Der Reichsaußenminister betonte, er teile kei¬
neswegs den sich vielfach geltend machenden Optimismus,
daß aus der Lausanner Konferenz bereits in rvenigen Ta¬
gen eine positive Lösung erreicht werde.

Reichsfinanz minister Gras Schwerin - Krosigk  sagte
u. a.: Die Lausanner Konferenz werde sich mit zwei großen
Problemen zu befassen haben: dem Reparationspro.
blem  und dem großen wirtschaftlichen Problem.
Es sei die Tragik aller bisherigen Konferenzen gewesen, daß
sie immer zu spät gekommen seien. Eine großzügig ein¬
geleitete Regelung der Reparationssrage unmittelbar nach
dem Hoovermoratorinm im vorigen Jahre hätte damals
vielleicht die Möglichkeit gegeben, die Krise stark einzuschrän-
ken. Ob jetzt zur Ueberwindung der Weltwirtschaftskrise
die Regelung der Reparationsfrage allein genüge, sei ent¬
schieden die Frage . Die deutsche Regierung werde daher ge¬
rade der Frage der wirtschaftlichen Probleme
die größte Beachtung  schenken müssen. Die Regelung
der Reparationsfrage sei zweifellos eine Voraussetzung für
die Lösung der Wirtschaftssrage. Ohne ein« solche Lösung sei
eine Gesundung der Wirtschaft nicht zu erreichen. Beide Fra¬
gen gehörten zusammen. Aber die Herbeiführung einer Ge¬
samtgesundung der Weltwirtschaft sei jetzt eine unerläßliche
Aufgabe geworden. Ob diese Konferenz für beide Fragen
reif sei, sei allerdings >die Frage.

Die politische Notverordnung unterzeichnet
Keine Berücksichtigung der Länderwttnsche in der

Berbänbefrage
TU . Berlin,  1k . Juni . Die politische  Notverord¬

nung der Reichsregicrung , die « . a. auch die Frage des
SA . - Verbots  behandelt , ist gestern vom Reichspräsiden¬
ten unterzeichnet worden . Den Vertretern der Länder wnrde
der Inhalt der Verordnung gestern nachmittag im Rcichs-
tnnenministcrinm mitgetcilt . Mit - er Veröffentlichung - er
Verordnung ist nach wie vor für heute zu rechnen. Die Ver¬
ordnung erscheint heute nachmittag im Reichsgcsetzblatt; sie
tritt am Freitag in Kraft.

Zur politischen Notverordnung schreibt die „Deutsche
Zeitung"  u . a.: Tatsächlich wird durch die Notverordnung
das Uniformverbot unwiderruflich füröasganzeReich
aufgehoben. Entgegen der von der Linken verbreiteten Auf¬
fassung haben im übrigen die Länder keine Möglichkeit,
durch eigene Verbote die Neichsnotverorönung zu durchkreu¬
zen. Lediglich die bayerische Regierung wäre dazu vielleicht
auf Grund ihrer besonderen verfassungsmäßigen Hand¬
habung in der Lage. Die Bedeutung der politischen Notver¬
ordnung liegt darin, daß sie eine grundsätzliche Neu¬
ordnung  für alle in Frage kommenden Gebiete darstellt.
Aus diesem Gesichtspunkt heraus wird in der Notverord¬
nung eine Neuregelung der ganzen Verbändc-
Frage  getroffen . Die Verbotsverordnung gegen die SA.
wird nur durch eine kurze formelle Bestimmung aufgehoben.
Bon besonderer Bedeutung ist schließlich, daß die neue Not¬
verordnung endlich auch die feit Jahren geforderten Be¬
stimmungen gegen Landesverrat  bringt . Wie wir
erfahren, sind diese Bestimmungen noch zum Schluß als be-

, sonderer Abschnitt in die Notverordnung hineingearbeitet

worden. Sie richten sich insbesondere gegen das landesver¬
räterische Denunziantentum gewisser Kreise, die mit den
bisherigen Gesetzen nicht zu fassen waren.

Der neue Kurs
im Reichsarbeilsministerium

Die Gewerkschaften beim Reichsarbeitsminister
TU. Berlin »16. Juni . Ueber eine Besprechung im ReichS-

arbeitsminifterium mit den Spitzenverbänöen der Gewerkt
schäften aller Richtungen berichtet der „Vorwärts ": u. a.:
Der Reichsarbeitsminister habe betont, er stelle sich grund¬
sätzlich auf den Boden des geltenden Arbeitsrechts, das die
Anerkennung der Gewerkschaften und deren gleichberechtigte
Mitwirkung in sich schließe. Das Tarifrecht und das Schlich¬
tungswesen sollten erhalten bleiben, doch müsse der Staat
die Lohnregelung  mehr als bisher den beteiligten Ar¬
beitgebern und Arbeitnehmern überlassen; die staatliche
Zwangsregelung der Löhne und Gehälter
könne nur in Ausnahmefällen erfolgen.  Die
soziale Lage der Arbeiter und Angestellten solle erhalten
werden, doch seien die Grenzen durch die allgemeine Wirt¬
schaftslage eng gezogen. Er halte einen nochmaligen Lohn¬
abbau nicht für tragbar . Die Verkürzung der Arbeitszeit
solle durch paritätische Kommissionen bezirklich behandelt
werden.

Arbeitsbeschaffungsmatznahmen der Reichsrcg'.crnng
Im Zusammenhang mit der neuen Notverordnung wird

von zuständiger Stelle darauf hingewiefen, daß auf dem
Gebiete des Straßenbaues , des Wasserstraßenbaues und der
Meliorationen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im^ Gesamt¬
betrags von 135 Millionen vorgesehen sind. Hiervon entfal¬
len auf Straßenbauarbefien 60 Millionen , ans den Bau von

Der Reichspräsident hat gestern die politische Notverordnnng
unterzeichnet. Sie enthält eine Neuregelung der politi¬
schen Verbände ohne Berücksichtigung der Länderwünsche.

*
Die Reichsminister werden in den nächsten Tagen nachein¬

ander im Rundfunk sprechen. Gestern sprach - er Reichs¬
arbeitsminister über de« soziale « Inhalt - er Notverord¬
nnng , hente wird ein Vertreter des Reichssinanzministers
über die neue Stenerverordnung und morgen der Reichs¬
innenminister im Rundfunk z« hören sei«.

*
Der Reichsinnenminister hat den Rundfunk zu Wahlreden

für alle politischen Parteien mit einer Fraktionsstärke von
IS Abgeordneten sreigegeben . Die Kommunisten find hier¬
von ansgenommen.

Der Preußische Landtag nahm mit den Stimmen der Natio¬
nalsozialisten » nd - er Antragsteller einen kommunistische»
Antrag an, wonach das preußische Staatsministerium die
Reichsregicrung ersuche« soll, den Austritt Deutschlands^
ans Sem Völkerbund z« vollziehen.

Der Aeltestenrat des Prenßenlandtags hat jetzt die Wahl
»es Ministerpräsidenten ans de« 22. Jnni festgesetzt.

*
I » der braunschweigische« Gemeinde Langelsheim kam es

z« schwere« politischen Schlägereien zwischen Reichöban«
«erlenien «ud Nationalsozialisten , die sich ein Fenergesecht
lieferten . Zahlreiche Verletzte blieben ans dem Kampfplatz.

Wasserstraßen 60 Millionen und für Meliorationen 25 Mil¬
lionen. Die Finanzierung dieses Betrages ist so gedacht,
daß die Unternehmer auf die „Deutsche Gesellschaft für Ar¬
beitsbeschaffung" in der von ihnen gewünschten Höhe Wech¬
sel beziehen können, die von der Reichsbank diskontiert wer¬
den können. Das Reich hat die Ermächtigung erhalten, die
Bürgschaft für diese Summen zu übernehmen. Die in Frage
kommenden Verträge werden ab 1 Juli nächsten Jahres
etatsmäßig abgedeckt. Man hofft, mit Hilfe der oben ge¬
nannten Maßnahmen Arbeit für 400 000 Tagewerke zu
schaffen.

Die Siädie können auf die Bürgersteuer
nicht verzichten

TU Berlin , 16. Jnni . Der Deutsche Städtetag weist im.
Hinblick ans Sie neue Notverordnnng darauf hin, daß der
Fehlbetrag der deutschen städtischen Haushalte für das Jahr
1933 die Summe von 750 Millionen Mark erreichen würde.
Die Erhöhung der Reichshilfe um 230 Millionen auf 680
Millionen , also um 450 Millionen bringe zwar eine fühl- v
bare Erleichterung, jedoch verblieben von dem genannte»
Fehlbetrag auf diese Weise immer noch 300 Mill . RM ., die -
durch Einsparungen an den Ausgaben nicht ausgebracht wer»^
den könnten. Auch die Erhöhung der Einnahmen sei durch
die Realstsuersperre nur in beschränktem Maße möglich, sp
daß auf die Bürgersteuer  wohl nicht verzichtet werdch»
könne. Die Auffassung, daß Sie Erhebung Ler Bürgersteil«
durch die neue Notverordnung nicht mehr möglich sei, Ä
nach Ansicht des Stäötctages irrig , da die Entscheidung übHr
die Weitererhebung dieser Steuer bei den Länderregieru » -
gen liege. Der Rcichsstädtebund erklärt , - aß die Erhöhung
der Reichshilfe für die kleineren und mittleren Städte nmc
bescheidene Auswirkungen haben werde. Auf die Bürgev-
steuer könnten gerade die kleineren Städte nur schwer ver¬
zichten. _

Neue polnische Herausforderung in Danzig
TU Danzig , 16. Juni . Nachdem 5 englische Torpedo¬

bootszerstörer zum Besuch Danzigs auf der Reede geankert
Hatten, traf in der Nacht ganz überraschend der polnisch«
Torpedobootszerstörer „Wicher" ein und ankerte in unufit-
telbarer Nähe der englischen Zerstörer . Kurze Zeit« nach¬
dem die englischen Zerstörer morgens in den Danziger Ha¬
fen eingelaufen waren , lies auch der polnische Zerstörer in
den Hafen ein und machte an der Westerplatte fest, ohne
dievorgeschriebeneErlaubnisdesDanziger
Senats  schriftlich oder telefonisch einzuholen. Der pol¬
nische Kommandant macht« darauf dem englischen Komman¬
danten des Zerstörers „Campbell" einen Besuch.

Das Verhalten des polnischen Zerstörers stellt eine der
schwersten polnischen Herausforderungen gegenüber der
freien Stadt Danzig dar. Das Kriegsschiff hat, nachdem die
Regierung der Freien Stadt Danzig die erforderlichen
Maßnahmen ergriffen hat, die bei der Regelung polnfich-
Danziger Streitfragen vorgesehen find, den Danziger Hasan
wieder verlassen.

l



Bestimmungen der finanziellen Notverordnung
Arbeitslosenhilfe, Sozialversicherung, Reichsoersorgnng.

Die finanzielle Notverordnung bringt zunächst Maßnahmen
zur Erhaltung der Arbeitslosenhilfe, der Sozialversicherung
und der Neichsversorgung. Die Notverordnung führt die
Leistungen  im allgemeinen auf den Stand von 1927 zu¬
rück. Invaliden -, Angestellten- und Knappschaftliche Pen-
sionSvcrsichcrungwerden um 6 Mark bei den Invaliden,
um 8 Mark bei den Witwen und 4 Mark bei den Waisen
für den Monat gekürzt. Bei den neuen Renten wird der
Grundbctrag um 7 Mark und der Kinderzuschuß um 2,80
Mark pro Monat gekürzt. Der Anteil der Witwen- und
Waisenrente an der Hauptrentc wird von sechs Zehntel auf
fünf Zehntel und von fünf Zehntel auf vier Zehntel herab¬
gesetzt. Die Renten aus den Unfällen werden um 18 v. H.
und die übrigen Unfallrenten um 7>L v. H. gekürzt. Im
übrigen hat die Reichsregierung die Ermächtigung zu Maß¬
nahmen erivirkt, die in der Sozialversicherung Sparsamkeit
und Wirtschaftlichkeit, Vereinfachung und Verbilligung un¬
ter Umständen erzwingen können.

In der Kriegsopfer-Versorgung erschienen wesentliche
weitere Kürzungen nicht mehr möglich. Die Verordnung be¬
schränkt sich deshalb in der Hauptsache auf gewisse bisher
unterbliebene Angleichungen an frühere Kürzungen in der
Reichsversorgung und Sozialversicherung.

Wohlsahrtslasten der Gemeinden. Die Notverordnung
befaßt sich weiter mit der Erleichterung der Wohlfahrt s-
lasten der Gemeinden.  Die Finanzlage des Reiches
ist überaus gespannt. Gegenüber 1930 haben die Steuern
und Zölle im vergangenen Jahr an Stelle von 6 Milliarden
Reichsmark noch nicht 5L Milliarden erbracht und für das
Jahr 1932 schützt man ein Aufkommen von nur rund 3,4
Milliarden Reichsmark. Die Ausgaben des Reiches so unver¬
mittelt zu senken, ist bisher nicht gelungen. Bon Steuer¬
erhöhungen sind nennenswerte Mehreinnahmen nicht zu er¬
warten . Bei der Lage des deutschen und internationalen
Geld- und Kapitalmarktes ist auch mit der Aufnahme von
Anleihen nicht zu rechnen. Der Etatsentwurf der
Neichsregierung  sieht Ausgaben und Einnahmen von

Milliarden Reichsmark vor. Darin sind Ausgaben für
landwirtschaftliche Siedlungen in Höhe von 30 Millionen
Reichsmark eingestellt, ferner für Befreiung der Unter¬
tagearbeiter von der Arbeitslosenversicherung 33 Millionen
Reichsmark, für die Knappschaftliche Pensionsversicherung
23 Millionen Reichsmark und für den Freiwilligen Arbeits¬
dienst 20 Millionen Reichsmark. Zur Deckung hat sich die
Neichsregierung gezwungen gesehen, die bereits früher be¬
standene Salz st euer  in gleicher Höhe wieder einzufüh¬
ren und auf dem Gebiet der Kriegsbeschädigten¬
versorgung  das Mißverhältnis zu beseitigen, daß die
kinderlosen Leichtbeschäbigten besser gestellt waren als die
verheirateten mit Kindern. Außerdem hat sie die Kinderzu-
lagcn und Waisenrenten in der Kriegerversorgung auf das
15. Lebensjahr begrenzt. Auf diese Weife und durch eine
Erhöhung der nach Verabschiedungdes Reichshaushalts noch
vorzunehmendcn Ausgabenabstriche ist es gelungen, den
Haushalt auszugleichen . Das in der Umsatz¬
steuer  liegende Gefahrenmoment, daß die bisherige Steu¬
erquote von 1820  Millionen Reichsmark nicht erreicht wer¬
den könnte, ist durch Beseitigung der am 1. Dezember 1930
eingeführten Freigrenze von 5000 Reichsmark abgemildert
worben.

Neben der Sorge um das Durchhalten des Reichshaus¬
halts steht die Reichsregierung vor der größeren Sorge , bet
den Gemeinden und den Bersicherungsträgern größere Kas¬
senzusammenbrüche zu verhüten.  Die Maßnah¬
men der Notverordnung dienen daher vor allem auch der
Sicherstellung der Unterstützung für die Arbeitslosen und
der unbedingten Aufrechterhaltung der Sozialversicherungen
insgesamt. Die Fehlbeträge  auf dem gesamten Gebiet
der Arbeitslosenfürsorge und bei den übrigen Versiche¬
rungsträgern werden durch eine Reihe von Maßnahmen
gedeckt. Die Regierung hat trotz der angespannten Finanz¬
lage insgesamt 1384 Millionen für soziale Zwecke
im Reichshaushaltplan vorgesehen. Für die Krisenfür¬
sorge und die Wohlfahrtserwerbslosen sind 867 Millionen

eingestellt, für die Invalidenversicherung 402, für die
Knappschaftliche Pensionsversicherung 95 und für den Frei¬
willigen Arbeitsdienst 20 Millionen Diese Posten zu¬
sammen betragen ungefähr den vierten Teil der Gesamt¬

ausgaben des Reichs nach Abzug der Ueberweisung der
Steueranteile an die Länder. Weitere Beträge für solche
Zwecke konnten unter keinen Umstünden aufgewanöt wer¬
den.

Der Gesamtplan der Arbeitslosenhilfe.
Die ganze Arbeitslosenhilfe soll einheitlich im Haushalt

des Reichsarbeitsministers geregelt rverden. Zunächst sollen
in der Arbeitslosenversicherung  die Unterstttt-
zungsleistungen um durchschnittlich 23 v. H. gesenkt und die
Htlfsbedürftigkeitsprüfung  nach 6 Wochen ein¬
geführt werden. Das ergibt eine Ersparnis von 188 Millio¬
nen. In der Krisenfürsorge  sollen die Bvdürftigkeits-
prüfung unbeschränkt eingeftthrt und die Unterstützungs¬
leistungen um durchschnittlich 10 v. H. gesenkt werden. Die
Ersparnis hier macht 117 Millionen aus . Außerdem sollen
die um 15 v. H. gesenkten Wohlfahrtssütze als Höchstsätze ein¬
geführt werden, wodurch 67 Millionen eingespart werden.
In der W o h lfa h r t s e r w e r b s l o se n f ü r so r g e
werden die Unterstützungsleistungen um durchschnittlich 15
v. H. gesenkt werden, was eine Ersparnis von 148 Millionen
ausmacht. Es fehlen nach diesen Einsparungen immer noch
400 Millionen Mark , die von der Einnahmescite her be¬
schafft werden müssen. Daher bleibt nur übrig, alle noch
in Arbeit Befindlichen  zugunsten der Arbeitslosen
mit einem Prozentsatz des Einkommens zu belasten.
Diese Abgabe wird für 9 Monate des Rechnungsjahres 490
Millionen S!M . erbringen . — Sie beträgt für alle Lohn-
und Gehaltsempfänger bei einem Arbeitsentgelt » bis zu
125 NM . monatlich 1,5 Prozent , bis zu 300 RM . monatlich
2Z Prozent , bei einem Arbeitsentgelt» zwischen 300 und 700
RM . monatlich betrügt die Abgabe für die ersten 300 RM.
2,5 Prozent , für die weiteren Betrüge 5,75 Prozent . Die Ab¬
gabe steigert sich bei den höheren Einkommen bis auf 6,5
Prozent . Dafür fällt die Krisenlohnstener fort.

Wohlfahrtshilse.
Der dritte Abschnitt der Notverordnung beschäftigt sich

mit der Wohlfahrtshilfe . - Da die Gemeinden für Krisen-
untersttttzung und Wohlfahrtsunterstützung 1352 Millionen
aufwenöen müssen, aber nur 680 Millionen tragen können,
muß der Rest zugeschossen werden. Neu ist, daß als Wohl-
sahrtserwerbslose nur arbeitsfähige , arbeitswillige und un¬
freiwillig arbeitslos gewordene Arbeitnehmer unter
60 Jahren  gelten , die in dauernder Aufficht des Arbeits¬
amtes stehen. Das Reich macht seine Zuschüsse davon ab¬
hängig, daß der einzelne Fürsorgeverbanö eine Haushalts -,
eine Kassen- und eine Rechnungsordnung seststellt. Die Not¬
verordnung gibt dem Gemeindevorstand das Recht, gegen
Ausgabenerhöhungen durch Gemeindevertretungen Wider¬
spruch zu erheben. Die Besolbungsausgaben der Gemeinden
müssen in einem Stellenplan sestgelegt werden.

Rechtspflege «nd Verwaltung.
Die diesbezüglichen Bestimmungen der Notverordnung

bezwecken in erster Linie Vereinfachungen und Ersparnisse.
Die Not der Zeit gestattet es nicht mehr, in jeder Straffache
drei Instanzen zuzulassen. Demgemäß wird angeordnet, daß
in Zukunft gegen jedes Urteil des Amtsrichters oder des
Schöffengerichts nur noch ein Rechtsmittel, entweder die
Berufung ober die Revision,  zulässig ist. Weiter
soll künftig in allen Sachen, in denen das Rechtsmittel der
Berufung gegeben ist, das Gericht den Umfang der Beweis¬
aufnahme nach seinem freien Ermessen bestimmen. Die
Pfänbungsgrenze  ist mit Wirkung vom 1. Juli d. I.
ab auf 165 RM . monatlich herabgesetzt ivorden. Die Geschäfts¬
belastung des Reichsgerichts  macht es dringend not¬
wendig, die Arbeitslast auf dem Gebiete der Zivilsachen her¬
abzudrücken. Weiter werden Gebühren für gewisse Beschioer-
den, für Auskünfte usw. festgesetzt. Die Kartellverordnung
wird vereinfacht. Der vierte Teil der Verordnung bringt
für den gewerblichen Rechtsschutz  Erleichterungen
auf dem Gebiete des Gebühren- und Kostenwesens. Nament¬
lich sind die Patentjahresgebtthren für das 10. bis 18. Pa-
tentjahr um durchschnittlich 26 v. H. gesenkt worden. Die
bereits durch Notverordnung getroffenen Schutzmaßnahmen
zugunsten des Grundbesitzes  werden zeitlich verlän¬
gert. Für landwirtschaftliche Grundstücke ist im Interesse
der Sicherstellung der Betriebsführung bis zur Ernte vor¬
gesehen, daß die bei der Einstellung der Zwangsvollstreckung
vorgesehenen Ztnsauflagen für die Zeit bis zürn 30. Sep¬
tember 1932 unzulässig sind.

Die Notverordnung im Urteil der Presse
Zur ersten Notverordnung der Regierung von Papen

nehmen die Berliner Blätter ausführlich Stellung . Die
»D A Ẑ." schreibt, es werde kein grundsätzlichesReformwerk
vorgelegt, sondern es werde für den Anfang lediglich, wie
bisher schon versucht, den Brand an denjenigen Stellen zu
ersticken, wo er am heftigsten wüte. Es handle sich ganz ein¬
fach darum, die Zusammenbrüche öffentlicher Kassen für die
nächste Zeit zu verhindern . — Der „B ö r sen ku r i e r" be¬
tont : Die Notverordnung sei der lebendige Ausdruck deut¬
schen Elends . Selbst wer sich auf Schlimmes gefaßt gemacht
habe, sei erschüttert. Das Einzige, was mit der Verabschie¬
dung dieses Etats erreicht werde, sei, daß man für die
nächste Zeit keinen Kassenkrach von einschneidender Bedeu¬
tung irgendwo zu fürchten habe. — Das »Berliner
Tageblatt"  vermißt das unter Brüning ausgearbeitete
Arbeitsbcschasfungsprogramm. Die Notverordnung beleuchte
den Mangel an konstruktiven Ideen . — -Der „Tag " be¬
zeichnet die Notverordnung als eine Zwischenmaßnahme.
Man könne nur die Hoffnung anssprechen, daß nach Lau¬
sanne in der angekünbtgten Aufbauverordnung Maßnahmen
getroffen würben, die den Abbau des jetzigen Systems zur
Folge hätten, das nur darin bestehe, mit neuen Lasten die
Kosten der Arbeitslosigkeit zu decken, die durch das Ueber-
maß Ser Lasten zum Teil verschuldet sei. — Die „Deutsche
Zeitung^  Hebt hervor, das deutsche Volk werde für die

neuen Lasten nur dann Verständnis aufbringen können,
wenn ihm gleichzeitig der Weg ins Freie gezeigt werde.
Der finanzpolitische Nachlaß Brünings sei geregelt. Jetzt
müsse die Aufbauarbeit beginnen. — Der „Vorwärts"
meint : Die Notverordnung bringe keine Lasten für die
Wohlhabenden, aber noch mehr Not und Elend für die Ar¬
men. Die bitterste Enttäuschung aber bringe sie den breiten
Massen mit dem, was sie nicht enthalte . Sie mache alle
Hoffnung auf Arbeitsbeschaffung zunichte. — Die „Köl¬
nische Bolkszeitung"  schreibt zur Notverordnung u.
a.: Die Notverordnung erhalte ihr besonderes Kennzeichen
gerade durch das, was nicht in ihr stehe. Sie lege nur Lasten
auf und gewähre keinen entsprechenden Ausgleich für diese
Lasten, der bei der verhinderten Notverordnung gerade in
Siedlung und Arbeitsbeschaffung zu sehen gewesen wäre.
Das Ziel der Regierung , „eine neue einheitliche Willens¬
bildung herbeizuführen", werde nach Abtrennung in dieser
Richtung eine Verwirklichung erfahren , die den Autoren der
„grundsätzlich neuen Richtung der Staatsführung " unlieb¬
same Uebcrraschungen bringen werde.

Ziele des Nationalsozialismus
— Berlin , 16. Juli . Der nationalsozialistische Führer

Straffer  sprach gestern im Rundfunk über „Die Staats¬
idee des Nationalsozialismus ". Die Uebertragung auf den
Münchener Sender und den Südfunk war untersagt worden.

Straffer führte u. a> aus : Das Vertragswert von Ver¬
sailles  ist in seiner heutigen Form als unsittlicher Ver-
trag vor dem Sittengesetz der ganzen Kulturwelt ungültig
und nichtig. Das gleiche gilt für die auf dem Vertrag von
Versailles aufgebauten weiteren Tributverträge . Ebenso klar
und eindeutig ist unsere Innenpolitik . Das Volk will Ord¬
nung, Arbeit und Brot . Für uns ist die Lösung der
sozialen Frage  die Existenzfrage der Gegenwart, die
sofort von neuen Männern in Angriff zu nehmen ist. Wirt¬
schaft bedeutet für uns nicht Börsengeschrei, Finanzmanöver
und Spekulation auf Kosten des Volkes, sondern Werte
schaffen, die der Allgemeinheit zngute kommen. Unser näch¬
stes Ziel ist die Beseitigung des Leerlaufs der deutschenWirtschaft:

1. Durch Ueberwindung der Arbeitslosigkeit und Gesurr-
düng der Landwirtschaft,- 2. durch Lösung der Frage des ge¬
rechten Arbeitslohnes und 3. durch sinngemäße Einschaltung
unserer Geldwirtschaft in den Nahmen der kommenden Na¬
tionalwirtschaft.

So , wie mir einen lebensfähigen Mittelstand ans biologi¬
schen Wegen bejahen, eine starke Arbeiterschaft durch Lösung
des sozialen Problems wollen und ein sauberes auf Ver¬
antwortung aufgcbautes Bcrnfsbeamtentum fordern, sehen
wir in dein deutschen Bauern nicht nur einen Schwanz un¬
ter Schwänzen l?), sondern den Urquell unserer völkischen
Erneuerung überhaupt. Das Losungswort und Programm
aber heißt: „Deutschland, nur Deutschland, nichts als
Deutschland!"

Politische Kurzmeldungen
Das 200jührige Reichspräsidentenpalais bedarf dringend

einer baulichen Erneuerung . Herr v. Hindenburg wird aus
diesem Grunde im Juli in die alte Reichskanzlei üversie-
deln, die ehemals Bismarck zur Wohnung biente. — Im
Reichshaushaltsplan 1932 sind 20 Millionen für den frei¬
willigen Arbeitsdienst und 50 Millionen für die Siedlungen
eingesetzt ivorden. — Die Gründungsversammlung der
„Neuen bürgerlichen Partei " hat beschlossen, einen Arbeits¬
ausschuß zu beauftragen, an alle zwischen den Nationalsozia¬
listen und dem Zentrum stehenden Parteien und deren bis¬
herige Wähler einen Aufruf ergehen zu lassen, der dazu auf-
foröert, unter Zurückstellung aller bisherigen parteimäßigen
oder persönlichen Sonderinteressen das Bürgertum zu einer
großen politischen Bewegung znsammenzuschließcn. — Dem
Entschluß der Reichsregierung , den Rundfunk für Reden
von Parteipoliiikern im Wahlkampf unter gewissen Voraus¬
setzungen freizugeben, haben Bayern und Württemberg sich
nicht angeschlosscn. — Im Rcichsanzeiger wird eine init dem
1. Juli 1932 in Kraft tretende Verordnung veröffentlicht,
nach welcher auf Grund der Negierung erteilten Zollermäch¬
tigung vom 9. März 1932 die Zollsätze für Holz erhöht
werben. — Aus Kopenhagen verlautet , daß die dänische Re¬
gierung ein dreimonatiges Einfuhrverbot für sämtliche Wa¬
ren erlassen hat. Eine Ausnahme bilden lediglich diejeni¬
gen Warengruppen , die auf Grund einer besonderen Eiu-
fuhrerlanbnis nach Dänemark gelangen. — Die englische»
Wirtschafts-Wissenschaftler Layton und Keyyes rpend.en sich^
gegen eine Zwischenlösung in Lausanne. Keynes fordert
rasche Einigung und Verlegung der Konferenz nach Wa¬
shington. — Die Generalkonferenz der Bischöfl. Methodisten¬
kirche in Atlantic -City sUSA.f faßte eine Entschließung, in
der Revision des Kriegsschulöparagraphen des Versailler
Vertrages , Einstellen der Reparationsforderungen , Neu¬
regelung der Kriegsschulden unter Initiative Amerikas und
Verringerung der Rüstungen gefordert werden. Die Kon¬
ferenz umfaßte Vertreter aus allen Teilen der Welt.

Amerika und die Moratoriumspläne
Wie aus dem Washingtoner Staatsdepartement verkan¬

tet, steht die Regierung der Vereinigten Staaten den euro¬
päischen Meldungen über den Plan eines 5- ober 10jährigen
Abrüstungs- und politischen Moratoriums kühl gegenüber.
Ein amtlicher Vorschlag ist jedoch in Washington noch nicht
eingetroffen, er wird aber erwartet . Nach Ansicht des Staats¬
departements wirst ei« derartiges Moratorium für die Re¬
gierung der Bereinigte « Staaten die Schnldensrage in für
sie peinlichstem Augenblick ans. Außerdem Würde eS am
Stand der gegenwärtigen Rüstungen nichts ändern «nd
keine Danerregelnng der europäischen Frage bedeuten. Die
Regierung der Vereinigten Staaten lehne einen allgemei¬
nen Rüstungsfeiertag ab, da ein solcher für die Landrüstun¬
gen notwendiger sei als für den Flottenabbau . Im übrigen
sei die Frage der Lanbrüstungen der europäischen Staaten
das Haupthindernis für die Wiederherbeiführung des wirt¬
schaftlichen Gleichgewichts.

Kleine politische Nachrichten
Die Benutzung des Rundfunks durch die politische« Par¬

ier». Ein bevorstehender Erlaß des Reichsinnenministers
»n Gayl über den Gebrauch des Rundfunks durch ^ Pölt¬
schen Parteien sieht eine Regelung für die letzte Woche
»r Sen Wahlen vor. Sämtliche Reichsparteien, von de«
ationalsozialisten bis zu den Sozialdemokraten dürfen in
r letzten Wahlwoche den Rundfunk je 25 Minuten in An¬
ruch nehmen und zivar die schwächste Fraktion zuerst.
Griechenland stellt Kriegsschnldenzahlnng an Amerika

n. Der griechische Gesandte in Washington ist beauftragt
orden, der Regierung der Vereinigten Staaten mitzutei-
n, daß Griechenland infolge der schweren Krise und wegen
:r Unmöglichkeitder Devisenbeschaffung gezwungen ist, die
ahlung seiner Kriegsschulden an Amerika unabhängig von
:n kommenden Entschlüssen in Lausanne am 1. Juli einz«-

^ankreich zieht den Restbetrag seinesG-b»-s
ka zurück. Die Bank von Frankreich hat
»res in den Vereinigten Staaten ^
öhe von 56 Millionen Dollar r̂ ^ ogmr. Der R^ ^
och in USA . verbleibenden fremden GES betragt nur
och 700 Millionen Dollar.



Aus aller Welt
Berliner Schüler gehen a«f Abenteuer.

Seit zwei Tagen werden sechs Berliner Schüler im Alter
v»n iS bis 18 Jahren vermißt . Die bisherigen Nachfor¬
schungen haben ergeben, daß die sechs Jungen zusammen
nach einem lange vorher entworfenen Plan nach Stettin ge¬
fahren sind, um von dort aus mit einem Segelschiff das
Weite zu suchen. Die Polizeibehörden sind bereits verstän¬
digt, und sämtliche Häsen der Ostsee sind von der Flucht
-er Berliner Gymnasiasten benachrichtet worden. Die Sechs
sind im Besitze von Pistolen und Proviant in Form von
Mehl, Zucker, Konserven, Hülsensrüchte, Kaffee, Kakao usw.,
der für eine längere Reise auSrcicht. Außerdem verfügen
Sie jugendlichen Ausreißer über nicht unerhebliche Geld¬
mittel , da sie durchweg begüterten Berliner Familien an¬
gehören.

Rheinischer Industrieller verunglückt
Der 66jährige Geheime Kommerzienrat Max von Guil¬

leaume, Mitinhaber der Kabelwerke Felten und Guilleaume,
Carlswerk AG. Köln-Mühlheim, wurde auf seinem Som¬
mersitz „Haus Calmuth" bei Remagen erschossen aufgefun¬
den. Sein Diener , der sich in den oberen Räumen des Hau¬
ses aufhielt, hörte plötzlich einen Schuß. Als er nach unten
eilte, fand er seinen Herrn , den Kopf zur Seite geneigt, mit
einer klaffenden Wunde am Tisch sitzend. Ein Schuß aus
einer Jagdbüchse war mit solcher Wucht in den Kopf ge¬
drungen, daß ein Teil der Schädeldecke abgedeckt und die
Fensterscheibezertrümmert war . Offenbar hatte sich Herr
Guilleaume mit seiner Jagdflinte beschäftigt. Er hatte kurz
vorher mit seinem Förster eine Fahrt zum Anstand ver¬
abredet.

Kurznachrichten ans aller Welt
Die amtliche Weinkontrolle ist einer großen Weinfäl¬

schungsaffäre in der Pfalz auf die Spur gekommen, die tn
Mannheim ihren Ausgangspunkt hat. Eine Mannheimer
Weingroßhandlung hat in den letzten Wochen erhebliche
Mengen Weißweine, man spricht von etwa 86—160 000 Liter
— als angebliche 1931er Oberhaardter in die Pfalz verkauft
und geliefert, die jedoch mit badischen Hybridenwemen ver¬
schnitten ivarcn, was nach dem neuen Weingesetz unter
Strafe .gestellt ist. — Bei Tankmanövern auf dem Truppen¬
übungsplatz La Courtine (Frankreich) geriet ein junger
Offizier unter einen schweren Tankwagen und wurde auf
der Stelle getötet. — Bei der Stabt Elgoibar in der Nähe
von San Sebastian entgleiste der letzte Wagen eines elek¬
trischen Zuges in einer Kurve. Hierbei wurden drei Per¬
sonen getötet und 60 verletzt.

Württembergischer Landtag
FinanzauSschußsitzungdes Landtags

In der gestrigen Sitzung des Finanzausschusses des
Landtags warf Präsident Mergenthaler  die Frage des
Zusammentritts des Landtags auf. Die Heuernte sei in
vollem Gange und die Landwirte hätten den Wunsch, daß
der Landtag jetzt nicht einberufen werde. Der Präsident gab
einen Ueberbltck über die zu bewältigenden Aufgaben und
vektäak dti: Auffassung, daß eine zivcite Generaldebatte ver¬
mieden werden sollte. Dagegen sei es erwünscht, die rein
württembergischcn Fragen in den Vordergrund zu rücken;
hierzu seien 4—S Tage für das Plenum notwendig. Es
wurde nach einer Aussprache mit Mehrheit beschlossen, die
nächste Tagung des Landtags am 23. Juni zu beginnen.
Getagt soll werden am 23., 24., 25., 28. und 30. Juni ; even¬
tuell noch am 1. Juli . Die Verteilung der Referate über
den Staatshaushalt rief erneut eine lebhafte Aussprache
hervor. Die Verteilung der Referate wurde wie folgt vor¬
genommen: Die Nationalsozialisten stellen die Referenten
für die Etatskapitel 1-̂ , 13—21, 47—59 und 74- 80, bas
Zentrum für die Kapitel 22—28, 45, 46, 60—63, 65, 89—98
und für das Etatsgesetz. Die Sozialdemokraten stellen die
Referenten für die Kapitel 1—4, 5—7, 64, 67—70, 81—87 und
erhalten weiter das Referat „außerordentlicher Dienst".

Bürgerpartei und Bauernbund fallen zu die Kapitel 29 bis
54, 66 und 88. Der Finanzausschuß tritt am Dienstag zur
Beratung der ihm überwiesenen Anträge zusammen.

Aus Stadt und Land
Calw , den 16. Juni 1932.

Vom Rathaus Bad Liebenzell.
In der letzten Gemeirrderatssitzung nahm die Beratung

des Voranschlags für  1932 einen breiten Raum ein.
Schwerer wie je einmal ist es, das Gleichgewicht zwischen
Einnahmen und Ausgaben herzustellen und fast unmöglich
erscheint es auch, heute schon für Sie Zukunft zu arbeiten.
Doch muß zur ordnungsmäßigen Durchführung des Gemein-
dehaushaltes ein Plan vorliegen, der die Richtlinien enthält,
an die sich Gemeinderat und Verwaltung halten können.
Einleitend teilte Bürgermeister Maulen  urit , daß das
Rechnungsjahr 1931, wie sich bis jetzt überblicken lasse, ohne
wesentlichen Abmangel abschließen werde, trotzdem die In¬
anspruchnahme der Ortsfürsorge gewaltig gewachsen sei.
Dagegen stehen irgendwelche Nestmittel für das neue Rech¬
nungsjahr nicht zur Verfügung . So mußte versucht werden,
Einnahmen und Ausgaben zum Ausgleich zu bringen . An
eine Erhöhung der Gemeindeumlage oder der Bürgersteuer
könne nicht gedacht werden, denn es sei unmöglich, das ohne¬
hin notleidende Saisongewerbe noch mehr zu belasten. Wie
in den letzten Jahren sei man auch Heuer wieder auf einen
Zuschuß aus dem Ausgleichsstock und einen Staatsbcitrag
zu den Schulkosten angewiesen. Wenn man mit den letztjäh¬
rigen Zuschüssen rechne und eine Gemeindeumlage von 22
Prozent (wie im Vorjahr ) zugrunde lege, bleibe trotzdem
noch ein ungedeckter Abmangel von über 4000 NM . Dieser
könne nur dadurch gedeckt werden, daß die Ausschüttung,
welche die Stadtgemeinde vom G.E.T. erhält , zum Ausgleich
herangezogen werde. Die Einsparungen durch Gehalts¬
abzüge und den durchgeführten Beamtenabbau betragen rd.
8000 NM. Sie werden aber durch den erhöhten Fürsorge¬
aufwand wieder restlos beansprucht.

Ein einzelnen sind als wichtigste Beträge zu nennen bei
den Einnahmen:  Ertrag des Gemeindebesitzes einschl.
der Walöurrgen 7500 RM ., Zinsen 830 RM ., Zuschuß Ser
Kurverivaltung 2500 RM ., Bürgersteuer 3000 RM ., Ersätze
an Fürsorgekosten 3000 RM ., Wasserzinse 11500 RM ., Ka¬
nalgebühren 1000 RM ., Straßenbeiträge 1200 RM ., Ertrag
der Gemeind cnmlage 37 000 RM . Bei den Ausgaben:
auf Grundbesitz 3200 RM ., Schuldendienst 14 250 RM ., Amts¬
schaden 13 500 RM ., Besoldungen 13 500 RM ., Penstons - und
Versicherungsbeiträge 4900 RM ., Fürsorgekosten 20 300 (nach
Abzug der Ersätze, also der halbe Betrag der Gemeinde¬
umlage), Schulkosten 14000 RM ., Straßenunterhaltung
10 000 RM . Die Gesamteinnahmen betragen 44460 RM .,
die Ausgaben 109 286 RM ., der Abmangel  somit
64 836 RM.

. Bei der Beratung stellt Stadtrat Ehrhardt  den An¬
trag , den Wasserzins  ab 1. Juli nicht nur wie im Vor¬
anschlag vorgesehen um 10 sondern um 15 Prozent zu sen¬
ken. Dieser Antrag wurde nach eingehender Aussprache und
Prüfung des Für und Wider von der Mehrheit des Ge-
meinderats unterstützt und zum Beschluß erhoben. Weiter
wurde beantragt , für den Fonds zur Errichtung einer
Sammelkläranlage  statt den vorgesehenen 2000 NM.
nur 1000 RM . gleich dem Ertrag der Kanalgebühren , vor¬
zusehen. Es sei Heute nicht mehr die Zeit, Gelder für Pro¬
jekte anznsammeln, deren Ausführung noch tn ziemlicher
Ferne liege. Der Vorsitzende führte dazu aus , daß der Ge-
meinöerat sich verpflichtet habe, jedes Jahr den genannten
Betrag einzustellen. In den letzten Tagen seien jedoch die
Pläne für die Sammelkläranlage , die vom Abwasseramt
der Min .Abt. für Straßen - und Wasserbau gefertigt wur¬
den, eingekommen. Im Voranschlag seien die Gesamtkosten
der Anlage auf 32 000 RM . berechnet; sie liegen also ganz
wesentlich unter dem seither angenommenen Betrag . Da¬
durch sei die Möglichkeit gegeben. Saß die Regierung damit

zufrieden ist, wenn künftig nur noch jährlich 1000 3lM. auf¬
gebracht werden. Der entsprechende Beschluß wurde Hierairs
einstimmig gefaßt. Sehr beanstandet wurde auch die Höhe
der Umlage zum Ge wer beschulverband Calw.
Ein Betrag von 50 RM ., wie er im Vorjahr für einen
Schüler bezahlt werden mußte, sei entschieden zu hoch. Der
Vorsitzende wurde beauftragt , diesen Standpunkt im Vcr-
bairdsschulgemeinderat zu vertreten . Hierauf wurde der
Voranschlag mit den Deckungsvorschlägender Stadtverwal¬
tung einstimmig angenommen.

Der Liebenzeller Mission, welche an der Secstraße an
Stelle eines alten Kellergebäudes ein Wohnhaus mit Lager¬
schuppen erstellen will, wird die nachgesuchte Befreiung von
der Bauspcrre , welche ans diesem Baugebiet ruht , erteilt.
Außer dem jetzt fertiggestellten Anbau des Cafö Essig und
einem teilweisen Umbau des Kurhauses Dr . Bauer beim
Unteren Bad ist in diesem Frühjahr noch nichts gebaut wor¬
den, so daß es sehr begrüßt wird, wenn durch dieses Pro¬
jekt die Bautätigkeit  etwas belebt wird. — Aus ein
Gesuch des Bürgermeisteramts um Vermehrung der auf
der hiesigen Bahnstation aufliegenden Sonntagskarten und
um Einführung der Mittwoch - Ausflugskarten
teilt die Reichsbahn mit, daß von jetzt ab auch Sonntags¬
fahrkarten nach Unterreichcnbach und Hirsau aufliegen wer¬
den. Die weiter gewünschten Karten und auch die Einsiih-
rung der Mittwochskarten müssen abgelehnt werden. Die letz¬
teren seien nur für größere Städte und bedeutendere Kur¬
orte vorgesehen. Bad Liebenzell hat aber bekanntlich einen
sehr großen Ausflugs - und Reiseverkehr, besonders auch als
Sitz der Licbenzcller Mission. Der Gemcinderat will sich
daher mit der ablehnenden Haltung der Reichsbahn nicht
zufrieden geben. Stabtrat Morgeneier  wünschte auch
noch zu beantragen , daß Ser Zug 3102, Pforzheim ab 12.14
Uhr, Unterreichenbachan 12.37 Uhr bis nach Bad Liebenzell
durchgeführt werde; der Zug liege 51 Minuten in Unter¬
reichenbach und könne in dieser Zeit gut hierher gebracht
werden. Da zweifellos ein Bedürfnis für Verbesserung des
Bahnverkehrs vorhanden ist, wird der Antrag vom Gcmein-
derat sehr unterstützt.

Der Kurbetrieb  hatte unter dem schlechten Wetter
der 2. Hälfte des Mai mrd des ersten Drittels des Juni
sehr zu leiden. Die Sorgen der Kurverwaltung und des
Fremdengemerbes wurden täglich größer — jetzt steigt mit
dem Barometer auch der Mut wieder. Seit der vergange¬
nen Woche kommen zahlreiche Gäste an . Ob sich allerdings
die Ausfälle der letzten 4 Wochen aufholen lassen, ist sehr
zweifelhaft, zumal jetzt wieder neue Störungen des Kur¬
betriebs durch die Reichstagswahlen mitten in der Haupt¬
saison in Aussicht stehen. Viele wollen eben in Ser Zeit des
Wahlkampfes zu Hmuse sein und verschieben ihre Reise oder
lassen sie ganz ausfallen . Die Kurorte , die unter den schive-
ren Zeiten ohnehin sehr leiden, haben Len Schaden.
Württ . staatlicher Rnhestandsbeamtenvereim Bezirk Cal«

Der Bezirk Calw  des Vereins , der die Oberämter Calw,
Nagold und Neuenbürg umfaßt und dessen letzte Ausschuß¬
sitzung ein günstiges Bild über den Zuwachs von neuen
Mitgliedern erbrachte, hält am kommenden Sonntag seine
diesjährige Generalversammlung im Saale des Badische«
Hofes in Calw ab. Der Landesvorsttzende des Vereins,
Oberpostöirektor a. D. Cap pell er  aus Stuttgart , wird
hiebei über die jetzige ernste Lage der Ruhe - und Warte-
stanüsbeamten sprechen (s. Anzeige).
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rier Nöke
Original-Koman von britr Kitsisl-Kaiiir
Eop̂ rigbt Verlag „bleues l,edeu"
6a r̂. Omaiu. Odd. blaedckruek verboten

»Aber Welty — haben Sie denn nicht gehört, was i>
sagw?" begann Herr Lillstein eben wieder, als er auf sein
letzte Frage gar keine Antwort erhalte-n hatte. „Der Kei
wimmelt immer noch hier herum und gedenkt kotz Ihre
Einspruchs seine Sache durchzusctzen!"

„Welcher Kerl?" fragte Hugo Welty gedankenlos.
„Welcher Kerl — was für eine Frage ? Der Vertrete

der Societc internationale montaine, der die Leute fii
Bergwerke begeistern will, die wahrscheinlich auf dem Mon
oder auf dem Sirius liegen. Hat meinem Alten eine ganz
Karre voll Erzproben vorgelegt — Kobaltblende, silber
haltiges Gestein, Kupfererz und was weiß ich, was son!
" °chl Schwört bei allen Teufeln, daß die schönen Sache,
snst offen am Tage lägen — in den Ausläufern des tleinei

7" Hctt er, wenn ich nicht irre gesagt! Ganz geordnet
harschten in der Gegend, seitdem die Franzose,

W Fremdenlegion um ein paar Bataillone verstärkt häi
,, , fehk nur an Kapital, um die unermeßlichen Schätz
zu heben! Na - Sie müssen es ja besser wissen!"
-n„ >̂ aufmerksam geworden. Mt einer
langsam" ^ ^ ^ plötzlich seinem Begleiter zu und fragt

gegeben̂ Lillschin?"^ ^ '^ ^ 3hr Herr Vater dem Mann
" mar di? Aniu>ori — od̂ r nur kin<n

der nicht gehauen und nicht gestochen ist. Bevor er sich er
Wr °n könne, müsse er sich" inMnieLr ! Mfsev ja? Z
ängstlich mein alter Herr ist — in dem Falle ganz besor
d^ ' de? doch jahrelang in Frankreich geuxsen is

^m N/EMeisten Gesellschaft durch Ihren Protest b,
stellten!« Serade kein günstiges Zeugnis au-

r̂ ?en Sie einmal — so möchte ich meinen Prv
dow nickst auseclcat wissen!" erwiderte Lug

Welty nach einigem Zögern. „Die Societe internationale
montaine besteht schon seit einigen Jahrzehnten und ist, so
viel ich weiß, gut fundiert! Hat in manchen Jahren zwan-
zig Prozent Dividende gezahlt! Wenn ich Einspruch gegen
die Zulassung ihrer Aktien erhob, so geschah es deshalb, weil
unser Haus doch den Vertrieb südwestafrikanischer Werte
übernommen hat! Es ist doch natürlich, daß ich bei dem ge-
genwärtigen knappen Geldstand das deutsche Kapital deut-
schen Zwecken erhalten will."

„Da wäre am Ende mit den Aktien der „Societe inter-
nationale " doch ein Stück Geld zu verdienen?"

„Kann sein — kann sein, auch nicht!" entgegnete Hugo
Welty achselzuckend. „Wir — das heißt unser Haus —
bleiben der Sache vorläufig ferne! Ihr Herr Papa kann
ja machen, was er will!"

Mit zischendem Sausen stieg jetzt jenseits des vor dem
Gesellschastshause liegenden freien Wiesenplans eine Rakete
in die Höhe, Len Anfang des Feuerwerks verkündend. Von
allen Seiten drängte die neugierige Menge heran, so daß
Huge Welty von seinen Begleitern getrennt wurde. Das
war ihm gerade recht, dem: da konnte er die Ausführbarkeit
der Idee, die ihn blitzartig bei den Worten des jungen Lill-
stein durchzuckt hatte, ungestört erwägen.

Und es schien, als farme er einen zum Ziele seiner Wün-
sche führenden Weg, denn wie befriedigt nickte er vor sich hin,
während sich ein grausamer Zug um seinen Mund legte. Ohne
auf das bunte Farbenspiel der von der Wiese aufsteigenden
Raketen, Leuchtkugeln und sonstigen Ueberraschungen zu
achten, schritt er langsam, wie suchend, die Reihen der Tische
entlang und blieb schließlich wie zufällig in der Nähe eines
Herrn stehen, der allein an einem Tischchen saß und offen¬
bar gelangweilt dem Feuerwerk zuschaute. Beim Erblicken
Hugo Weltys fuhr der Fremde, dem man sofort den Fran¬
zosen ansah, wie elektrisiert von seinem Sitze empor und
sich dem jungen Mann rasch nähernd, begrüßte er ihn in
französischer Sprache:

„Monsieur Welty? Sehr erfreut Sie zu sehen! Bin
schon ein halbes Dutzend mal auf Ihrem Kontor gewesen,
ohne Sie zu treffen!"

„Monsieur Lharlot , wie geht es Ihnen ?" erwiderte
Hugo Welty kühl, indem er die ihm entgegengestreckte Hand
leicht drückte. „<Ne wollten mich besuchen, wie ich an Ihrer

zurückgelassenen Karte sah und heben mich nicht getroffen?
Das bedaure ich!"

„Und eine für mich sehr wichtige Angelegenheit wollte
ich mit Ihnen besprechen, liebster Freund — eine dringende
Bitte an Sie richten!"

„Eine wichtige Angelegenheit und eine dringende Bitte,
Monsieur Charlot ? Da bin ich in der Tat neugierig! Ich
glaubte. Sie wollten mir die fröhlichen Stunden in Erin¬
nerung zurückrufen, die wir zusammen im „Club de Sebasto-
pol" verlebt haben! Hat sich die reizende Astrid von der
Opera comique über meine Abreise mit einem anderen
getröstet?"

„Nichts von Astrid — nichts vom „Elub de Sebostopol"!
versicherte eifrig der Franzose.

„Ciel — sind schone Tage gewesen! Was mich zu Ihnen
führt, ist rein geschäftlicher Natur ! Als Vertreter der
„Societe internattonale montaine" habe ich zu meinem leb¬
haften Bedauern in Erfahrung gebracht, daß Ihre geschätzte
Firma gegen die Zulassung unserer Aktien bei dem hiesigen
Börsenvorstande protestiert hat !"

„Allerdings!" sagte Hugo Welty kühl. „Und zwar aus
guten Gründen. Die Garantien , welche Ihre Gesellschaft
den Erwerbern Ihrer Anteilscheine bietet, erscheinen uns
nicht genügend!"

„Aber mon Dieur, ponrquoi, bester Herr Welty? Ich
kann nur annehmen, daß Sie über unsere Gesellschaft falsch
unterrichtet sind! Wenn Sie gestatten, lege ich Ihnen die
vollgültigen Beweise dafür vor, daß von irgendeinem Be-
denken gegen die Zulassung unserer Aktien gor keine Rede
sein kann. Aus alter Freundschaft beschwöre ich Sie, wenig¬
stens diese Beweise zu prüfen. — Sie werden dann gewiß
zu einer günstigeren Auffassung der Sachlage kommen!"

„Wenn Sie sich auf unsere alte Freundschaft berufen,
dann muß ich wohl Ihrem Wunsche Nachkommen, Monsieur
Lharlot !" sagte Hugo Welty lächelnd. „Und wenn Sie mich
wirklich von der Solidität des Unternehmens überzeugen,
dann bin ich auch nicht abgeneigt, meine Firma zu veran¬
lassen, ihren Einspruch zu korrigieren! Aber eine Gefällig¬
keit ist der anderen wert und nur dann, wenn Sie - "

„Ich habe die ausgedehntesten Vollmachten, Monsieur
Welty!" fiel der Franzose eifrig ein. „Jeder Wunsch, den
Ihre verehrte Firma stellt, soll erfüllt werden!"

(Fortsetzung folgt.)



Unterreichenbach , 18. Juni . Fabrikant Beck , ein verdien¬
ter und noch immer eifriger Förderer des Turnens , feiert«
hier seinen 70. Geburtstag . Der Jubilar ist Mitbegründer
der Turngemeindc 88 in Pforzheim und hat den Turnverein
Unterreichenbach -Dennjächt ins Leben gerufen.

Conweiler , 15. Juni . Auf Antrag der Gemeinde ist ein
freiwilliger Arbeitsdienst eingerichtet worden . Als Projekt
dient die Herstellung eines zur Holzabfuhr notwendigen
Waldwegs . Von 38 gemeldeten Arbcitsdienstwilligen konn¬
ten nur 3V zugelassen werden . Die Teilnehmer wurden vom
Arbeitsamt Pforzheim bestimmt . Die Dauer des freiwilli¬
gen Arbeitsdienstes umfaßt 20 Wochen.

Altensteig , 15. Juni . Gestern um die Mittagszeit ereig¬
nete sich am „Anker " ein schwerer Zusammenstoß zwischen
einem Radfahrer von Wenden und einem Nagolder Auto.
Der Radfahrer kam in ziemlichem Tempo die steile Hohen-
bergstraße herunter und fuhr an der Kurve in das Auto,
das von Richtung Nagold kam. Der Radfahrer wurde über
die Windschutzscheibe geworfen und ziemlich schwer verletzt.
Das Fahrrad war total demoliert und auch das Auto wurde
stark beschädigt.

SCB . Oberndorf OA . Herrenberg , 15. Juni . Der 38jäh-
rige Kellner Friedrich Hartmann von hier hat vor 8 Tagen
in einem Uracher Gasthof einen Rahmschlegel verspeist . Hie¬
bei soll er sich laut „Gäubote " eine Fleischvergiftung zuge - I
zogen haben . Es zeigten sich bei ihm im Laufe der Woche
sichere Anzeichen hicfür , und zwar Erlahmung der Augen¬
lider , der Stimmbänder und des Kehlkopfs . In bedenklichem
Zustand wurde Hartmann letzten Samstag in die Medizi¬
nische Klinik nach Tübingen verbracht , wo er nun am Sonn¬
tag nacht gestorben ist.

SCB . Böblingen , 15. Juni . Auch in mehreren Gemein¬
den des Oberamts Böblingen sind bei Schulkindern ge¬
häufte Erkrankungen mit hohem Fieber aufgetreten , die sich
bei der Untersuchung als Paratyphus 6 herausgestellt ha¬
ben. Nach den Ermittlungen ist es so gut wie sicher, daß die
Erkrankungen auf den Genuß von bazillenhaltigem Speise¬
eis am Pfingstmontag -Markt in Ehningen zurückzuführen
sind.

SCB . Reutlingen , 16. Juni . In der vorvergangenen
Woche hat das Bankhaus Ruoff , Ouenzer u. Ei«, seine
Schalter geschloffen. Nach einer Untersuchung des Status
durch Notar Kurr und einen Stuttgarter Sachverständigen
hat sich Herausgestellt , daß bei einer die heutige Wirtschafts¬
lage berücksichtigenden Bewertung der Vermögensgegen¬
stände diese die vorhandenen Verpflichtungen nicht mehr voll
zu decken vermögen und daher die Gläubiger , abgesehen von
den kleinen , mit einigem Ausfall an ihren Forderungen
rechnen müssen.

SCB . Tübingen , 15. Juni . Das Todesurteil an dem
Hilfsarbeiter Beyle aus Engelsbrand OA . Neuenbürg , der
vom Tübinger Schwurgericht wegen vierfache» Mordes , be¬
gangen in der Nacht vom 28. März 1031 an seinen Schwie¬
gereltern , seiner Frau und feinem 8jährigen Söhnchen , drei¬

mal -um Tode verurteilt wurde , wird , nachdem der württ.
Staatspräsident von seinem Begnadigungsrecht keinen Ge¬
brauch gemacht hat , Freitag früh 6 Uhr in Tübingen voll¬
streckt. Dem Verurteilten wurde heute früh Mitteilung von
der Ablehnung seines Begnadigungsgesuches gemacht . In¬
nerhalb 48 Stunden muß das Urteil vollstreckt werden.

SCB . Stuttgart , 16. Juni . Heute vormittag kam es vor
dem Arbeitsamt zu Zusammenstößen zwischen National¬
sozialisten und Kommunisten . Als die Nationalsozialisten
Flugblätter verteilen wollten , in denen zum Besuch einer
Versammlung aufgefordert wurde , wurden sie von anwe¬
senden Kommunisten daran gehindert und es kam im Ver¬
laufe zu einer kleinen Schlägerei . Die Polizei , die rasch zur
Stelle war , zerstreute die Ansammlungen ohne große Mühe.
Es wurden dabei keine Personen festgenommen , sondern
die Polizei wandte mit Erfolg die Taktik an , möglichst die
Lurch di« letzte Notverordnung sehr aufgeregten Massen
nicht zu beunruhigen.

SCB . Urach . 15. Juni . Der 16jährige Sohn Wilhelm der
Frau Hüfner , Witwe des früher in Reutlingen ansässigen
und im Kriege gefallenen Möbeltransporteurs Hüfner , war
mit der Schule auf einem Ausflug in Beuron . Dort wurde
in der Donau ein Bad genommen , wobei der junge Hüfner
plötzlich im Wasser versank und ertrank.

SCB . Ueberkinge « OA . Geislingen , 16. Juni . Durch die
Wachsamkeit des Personals auf der Maschine des Täles-
zuges ab Ueberkingen vormittags 10.37 Uhr in Richtung
Geislingen wurde am Montag ein großes Unglück verhütet.
Als der Zug etwa 300 Meter vom Bahnhof in die Nähe der
Filsbrücke kam, hielt er mit einem sanften Ruck durch die
Luftbremse an . Als man nachsah, saßen zwei spielende Kin¬
der im Alter von ungefähr 1)4—3 Jahren mitten auf dem
Feldwegübergang in den Schienen und ließen sich durch das
Gebimmel der Glocke ans der Maschine nicht stören.

*

Wetter für Freitag «nd Samstag
Im Norden liegt Hochdruck. Depresflonsgebiete zeigen

sich im Süden , Osten und Westen. Unter diesen Umständen
ist für Freitag und Samstag zwar zeitweilig bedecktes, aber
immer noch vorwiegend trockenes Wetter zu erwarten.

Aus Württemberg
Maßnahmen gegen - ie mißbräuchliche Verwendung von

Unterstütznngsgelder«
Dem Innen - und dem Wirtschaftsrniuisterium ist in letz¬

ter Zeit bekannt geworden , daß in einzelnen Fällen Ar¬
beitslose nach Empfang der Arbeitslosenunterstützung einen
erheblichen Teil der Unterstützung alsbald vertrunken ha¬
ben . Im Anschluß hieran find auch schon mehrfach Ausschrei¬
tungen begangen worden . Gegen derartige Vorkommnisse
muß , so heißt es in einem Erlaß der genannten Ministe¬
rien , mit allem Nachdruck eingeschritten werden , da sonst die.

Der zehnte Jahrestag
der Zerreißung Oberschlesiens

TU . Gleiwitz , 16. Juni . Ganz Oberschlesie« stand am
Mittwoch im Zeichen der stillen Trauer um die widerrecht¬
liche Abtrennung wertvoller Landesteile , die vor 10 Jahre»
mit der Uebergabe der Staatshoheit in Ostoberschlesien an
Polen zur Tatsache wurde . Alle öffentlichen und zahlreiche
private Gebäude hatten Halbmast geflaggt . Auch von allen
Gruben und Hütten wehten Trauerfahnen . Um 12 Uhr er¬
tönten auf allen Jndustriewerken die Sirenen , während
gleichzeitig in Stadt und Land ein viertelstündiges Trauer¬
geläut aller Kirchenglocken begann . Arbeit und Verkehr
ruhten vielfach für kurze Zeit.

Gefahr besteht, daß sie von der Bevölkerung zum Nachteil
der bedürftigen Arbeitslosen verallgemeinert werben . Die
Oberämter und Ortspolizcibehördcn haben Anweisung zur
Unterbindung solcher Fälle erhalten.

Geld-,Volks-und Landwirtschaft
Börse.

SCB . Stuttgart , 15. Juni . An der Börse hält die Ge-
schüftSunlust immer noch an . Die Kursveränderungen am
Aktienmarkt waren nicht von Bedeutung . Auch am Renten-
markt gab es nur unbedeutende Schwankungen.

LC. Berliner Produktenbörse vom 15. Juni.
Weizen mark . 24S—251, Roggen märk . 186—188,- Ans-

landsroggen 196; Futter - und Jndustriegerste 164—170; Ha¬
fer mark . 164—158; Weizenmehl 31—34,75; Roggenmehl
25,25- 27,20; Wetzenkleie 10,30—10,80; Roggenkleie 0,80 bis
10,30; Biktoriaerbfen 17—23; kl. Speifeerbsen 21—24; Futter-
erbsen 16—17; Peluschken 16—18; Ackervohnen 15—17; Wik-
ken 16—18; Lupinen blaue 10—11; dto. gelbe 14,50—16; Lein¬
kuchen 1030—10,40; Erdnußkuchen 10,60; Erdnußkuchenmehl
lOMi; Trockenschnitzel 8,70; Extrahiertes Soyabohnenfchrot
46 Prozent ab Hamburg 10; dto. ab Stettin 10,90; allgem.
Tendenz : abgeschwächt.

Biehpreise.
Aalen : Ochsen 280—330, Stiere 200—290, Fairen 160 bis

810, Kühe 160—340, Kalbelu und Jungvieh 60—360, Kälber
86—50 — Oberndorf : Jungvieh 90—125, trächtige Kal-
binnen 340—370; geringe Kühe 130—150, Milchkühe 260 bis
360 — Schussenried : Ochsen 330, Kalbeln 280—340, Jung¬
vieh 100—180, Kälber 270 — Tübingen : Kühe 300—420,
Kalbinnen 350—450, Jungvieh 120—180, Kälber 50—120

*
Di« örtlichen Kleinhandelspreis « dürfen selbstverständlich nicht an den

Börsen- und Großhandelspreisen gcmeffen werden, da für jene noch die
sog. wirtschaftlichen Berkehrskostcn in Zuschlag kommen. Die Schriftltg.

Mutt . Sekanrrtmachrmge«
Oberpostdirektiorr Stuttgart

fürd. Posthausneubau in Calw
und zwar:

SW».Schrei««-,Schlosse»».Maler-Ackeiicn.
Die Vergebung ersolgt aus Grund der Verdingungs¬

ordnung sür Bauleistungen (V. O. B .) ausgestellt vom
Reichsverdingungsausschuß Aug. 1925 (Neueste Auflage).
Die Unterlagen können bet dem Unterzeichneten Amt ln
der Zeit vom 17. Juni bis 23. Juni 1932 abgeholt werden.
Angebote sind verschlossen mit entsprechender Aufschrift
versehen, ebenda bi« 26. 3uni , vormittags 11 '/- Ahr
einzureichen. Zu dieser Zeit findet die Eröffnung der
Angebote statt, welcher die Bieter beiwohnen können.

Calw, den 15. Juni 1932.

Ealw, Badftraße 41.

Zwangsversteigerung.
Es werden öffentlich meist¬

bietend gegen bar versteigert
am 17. ds . Mts . , 10 Ahr,
in Unter reichend  ach:
1 fournierter Kleiderschrank,
ferner:I Kommode». ISosa.
Zusammenkunft b. Rathaus

Gcr.-Bollz .-Stelle.

KrSwer-,Vieh-,Pferde-
und Schweinewardt

in Weilderstadt.am Mon¬
tag» den 2V. 3«ni 1SS2.
Beginn des Schweinemarkts
um 7 Uhr; des Biehmarkts
um 8 Uhr.

Bürgermeisteramt:
. Schütz.

Zwangsversteigerung.
Es werden öffentlich meist¬

bietend gegen bar versteigert
Freitag » 17. k>, v Ahr
in Allbulach: zka. 2 cdm.
tannene Bretter , 7 tannene
Balken je zka. 3 m lang.
Ferner «m 1k Ahe in
Würzbach:1Faß mit Most,
1 leeres Faß , 1 Motorrad
OKVV. 299 ccm. Zusammen¬
kunft je beim Rathaus.

8er .»Dollz.-Stelle.

Freitag von 8 Ahe ab
gibt es aus der Freibank

das Psd . 80 Psg.

Kommen Sie,
wenn Sie Bedarf an Druck-

Arbeiten  habe «, z« «ns . Wir
beraten «nd bediene « Sie gnt

Tagblattdruckerei

iisgt in cksr>Vsrbung, ckis sickoigrsieiists
Wsi-dssrt ist ciis mittsist ^nrsigsn  in
cisr Tagssrsitung

Der Bezirks-Handels-
u. Gewerbeverein Calw
wird wieder einen

Klirr
i»Schauseuster-

delimlioil
abhalten lassen.

Anmeldungen wollen ge¬
macht werden bis 23. 3 «ni
bei Borst. Hch. Eßig.

Büuplätze:
Neue Kap .-Berg -Etr . I
Ed .-Conz-Etr . 2
Lange Steige 3
Stuttgarter -Str . 3

durch

Reichert
Seltene Qualität

Psd . 80 Psg.
Paul Müller zur Krone

Solides , fleißiges

Mädchen
nicht unter 20 Jahren , wel¬
che» schon in Stellung war
und in Küche bewandert ist,
wird auf 1. Juli in einfach
bürgerlichen Haushalt in
Nähe Stuttgarts gesucht.

Schriftliche Angebote mit
Lohnanspruch und Zeugnis¬
abschriften unt. Sch . D . 188
an die Gesch.-St . ds. Bl.
erdeten.

g
Sstsookt «ngsicvepsk
i-ioirkisson
ttsir - anck Kovksppm-sN»
Sllgslsissn
Isuviioiscksr
bisiöluktckusoiis

k » ri »» I»r « er »« r 211

Kleinerer, außerhalb
der Stadt gelegener

VanM
wird zu Lausen gesucht.

Angebote unter K . 228
an die Geschäftsstelle dieses
Blatte » erbeten.

Gesucht
wird eine zuverlässige wo¬
möglich alleinstehende

Person
z»eine« Kinde

Eintritt sofort
3 . Münz, Kentheim

In Einfamilienhaus wird
tüchtiges, ehrliches, kinder¬
liebes

nicht unt.232ahren gesncht.
Angebote an die Gesch.-

Stelle dieses Blattes erbeten.
Einen

Einfpämier-
wagen
»erkaufen.
sagt die Geschäfts-

ffe» Blatte ».

TäglichGefrorenes
Wilh. Sachs

Konditorei
Fernsprecher 2V>

Laden«.schönem Garten
ist sofort in Ealw unter
günstigen Bedingungen sehr
billig zu verkaufen.

Angebote unt. B . S . 188
an die Gesch.-St . ds. Bl.
abgeben._ _

Schöne2.»d.z.Zimer-
Wohnung

mit Zubehör auf 1. Juli an
ruhige Familie zu ver¬
mieten. , _

Von wem, sagt die Ge¬
schäftsstelle ds. Bl._

Dachlack
zum Streichen

von Pappdächern
empfiehlt

E. Kirchherr
Jimmermeifter

Mm.flaatl.RiiWiindrbeailiicil-
neteiii, Bezirk CM.

M«Generalversammlung
findet am Sonntag,  den 1». 3uni 1SS2, nach¬
mittags 3 Uhr, im Saale des Badischen Hofe»

in Lalw statt.
Herr Oberpostdirektora. D. Eappeller,

Vorsitzender de« Landesvereins Württ. staatl.
Ruhestandsbeamten, Sitz in Stuttgart,

hat sein Erscheinen zugesagt und wird über die gegenwärtige
tiefernste Lage der Ruheftandsbeamten sprechen.

Hiezu werden die Vereinsmitglieder, namentlich die
noch außerhalb des Verein« stehende« staatliche«
Ruhe- und Wartestandsbeamten, auch Beamte im
Dienst, freundlichst eingeladen. Die Borstandschaft.

„Loiieoräia"
Lsliv

bltzclisloi » 8 0 n n t s x , IS.
von 11 —12 Hier io»

I-Lecker-stturcke
krau « » -» Uläuiier -,
6emiselite Lliöre.
Linkrittsprai » » 30 iLktzk«
Uta »!»

vilttilL

iisots vonnsi -stsg 8 Ukr

LusgskUkri von clsr Strsiobnbtsilung
riss Masikvsrsins itirssu/
Lintritk  40 k>kg. pro psrson

«vtl . »okork zxreikbnr
knnsarierunßen. Oesucbe,
Lteuer-unck LucktükrunßS-
sscken, ^ uskünite über

Vermäßen u. Ltisrskter usv.
kersönlicker öesuck mit
Unterlaßen u.LckStruoß»-
urkunäen erbeten an

SokoI1ti6iös.v. ksusenks^

1er r in
-r l.->ße de! Kober
zklunß ru kankai»

ßesuckt.
edote erdeten unter
.»A. 138 sn ckie
ckstts-LteUeck». 61.
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